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Warum es einer umfassenden Modernisierung
des Beleidigungsstrafrechts bedarf

Hass und Hetze im Internet haben inzwischen ein
erschreckendes Ausmaß angenommen. Im Inter-
net hat sich etwas zusammengebraut, das eine
Gefahr f�r unsere Demokratie darstellt. Die Mei-
nungsfreiheit ist ein wichtiges Grundrecht. Sie
findet eine Grenze dort, wo das Strafrecht und
die Rechte anderer beginnen. Hass im Netz un-
terdr�ckt die Meinungsfreiheit anderer und ver-
giftet das gesellschaftliche Klima. Zudem kçn-
nen aus Worten Gewalttaten werden. Unser
Rechtsstaat muss sich hiergegen mit aller Ent-
schlossenheit zur Wehr setzen. Das Internet ist
kein rechtsfreier und auch kein rechtsverfol-
gungsfreier Raum.

F�r eine konsequente Verfolgung von
strafbarer Hassrede sind die bayeri-
schen Staatsanwaltschaften gut aufge-
stellt: Wir haben bei allen 22 Staatsan-
waltschaften Sonderdezernate f�r die
Bek�mpfung von Hate-Speech einge-
richtet und zudem bei der General-
staatsanwaltschaft M�nchen zentral
f�r ganz Bayern einen eigenen Hate-

Speech-Beauftragten bestellt. Damit unsere Er-
mittler erfolgreich sein kçnnen, ist es aber wich-
tig, dass die Betreiber sozialer Netzwerke ihrer
Verantwortung st�rker gerecht werden und u. a.
Auskunftsersuchen der Strafverfolgungsbehçr-
den ohne Wenn und Aber beantworten. Nachbes-
serungsbedarf gibt es auch beim Beleidigungs-
strafrecht. Die zentralen Straftatbest�nde wurden
in den letzten 150 Jahren nicht wesentlich ver�n-
dert. Sie hinken in manchen Bereichen der Rea-
lit�t hinterher.

Bayern hat deshalb einen Gesetzentwurf vorge-
legt, mit dem das Beleidigungsstrafrecht nicht
nur punktuell ge�ndert, sondern umfassend mo-
dernisiert werden soll (abrufbar unter: www.jus
tiz.bayern.de/ministerium/gesetzgebung/). Un-
ser Kernanliegen ist, einen Qualifikationstatbe-
stand f�r vier besonders schwerwiegende F�lle
der Beleidigung, �blen Nachrede und Verleum-
dung zu schaffen:

– Beleidigungstaten, die �ber das Internet ver-
breitet werden,

– Hassrede,
– Beleidigungstaten gegen�ber Personen des

politischen Lebens und
– das sog. Cybermobbing.

In allen diesen F�llen kçnnten nach unserem Vor-
schlag f�r eine Beleidigung bis zu zwei, f�r eine
�ble Nachrede bis zu drei und f�r eine Verleum-
dung bis zu f�nf Jahre Hçchststrafe verh�ngt wer-
den. Bei der Verleumdung bedeutet dies etwa:
Wird die �ußerung �ber das Internet verbreitet,
bleibt es bei der bereits jetzt mçglichen Hçchst-
strafe von f�nf Jahren. Diese soll jedoch k�nftig

auch in den drei weiteren genannten Fallgruppen
gelten.
Im Einzelnen:
Ehrverletzende �ußerungen, die çffentlich im
Internet begangen werden, sind gegenw�rtig nur
dann mit erhçhten Strafen bedroht, wenn es sich
um eine Verleumdung oder �ble Nachrede han-
delt. F�r den praktisch wichtigsten Fall, die Be-
leidigung, gibt es hingegen keine Qualifikation.
Dies ist nicht sachgerecht. Beleidigungen sind in
der Anonymit�t des Internets oft enthemmter, er-
reichen mehr Menschen und sind praktisch nicht
mehr aus der Welt zu schaffen. Damit diese Taten
angemessen geahndet werden kçnnen, fordern

wir eine Heraufsetzung der Hçchststrafe von
einem auf zwei Jahre.

Hassrede m�ssen wir entschlossen entgegentreten
und damit an diejenigen ein klares Signal senden,
die mit rassistischen, fremdenfeindlichen, antise-
mitischen oder sonst menschenverachtenden �u-
ßerungen Hass transportieren. Deutschland ist
stolz darauf, ein freies und offenes Land zu sein.
Bei einer gezielten Ausgrenzung einzelner Perso-
nen bzw. ganzer Gruppen und einer Vergiftung
des Klimas in unserer Gesellschaft durch strafba-
re Hassreden m�ssen wir unseren Gerichten
sch�rfere Sanktionen ermçglichen.

Wichtig ist zudem, Beleidigungstaten gegen�ber
Personen des politischen Lebens effektiv zu be-
k�mpfen. Gegenw�rtig tr�gt das Strafrecht mit ei-
ner kaum wirksamen Sondervorschrift den beste-
henden Gefahren nur unzureichend Rechnung.
Die Anwendbarkeit dieser Strafsch�rfung bei Ta-
ten gegen Kommunalpolitiker ist nicht gekl�rt und
f�r „einfache“Beleidigungen gilt sienicht.Unsere
Demokratie lebt davon, dass sich Menschen f�r
unser Gemeinwohl einsetzen.Wir d�rfen nicht zu-
lassen, dass sich B�rgerinnen und B�rger aus
Angst vor Hass und Hetze nicht oder nicht mehr
f�r çffentliche �mter zur Verf�gung stellen.

Schließlich wird auch das Ph�nomen des Cyber-
mobbingsvom Strafgesetzbuch gegenw�rtig nicht
ausreichend erfasst. Cybermobbing ist durch eine
fortgesetzte und systematische Bel�stigung ge-
kennzeichnet. F�r eine angemessene strafrecht-
liche Ahndung reicht es nicht aus, nur eine einzel-
ne Beleidigungshandlung herauszugreifen. Um
Cybermobbing wirkungsvoll entgegenzutreten,
brauchteseineneigenenQualifikationstatbestand,
der f�r diese F�lle hçhere Strafen ermçglicht.

Unser Vorschlag f�r ein zeitgem�ßes Strafrecht
ist ein Beitrag zur aktuellen rechtspolitischen Dis-
kussion. Hass und Hetze hat in unserer Gesell-
schaft keinen Platz. Eine Demokratie lebt auch
davon, dass eine lebendige und offene Diskussion
mçglich ist und jeder Einzelne vor Bedrohung,
Anfeindung und Gewalt gesch�tzt wird.
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